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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im April 2021 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Einführung einer
Regulierungsbremse. Das Anliegen basierte auf einer überwiesenen Motion der FDP-
Liberale-Fraktion (Mo. 16.3360) und wurde zusammen mit dem Vorentwurf zum
Unternehmensentlastungsgesetz den Vernehmlassenden unterbreitet. Einfache und
effiziente Regulierungen seien wichtig für attraktive wirtschaftliche
Rahmenbedingungen und vermeidbare Bürokratie sei abzubauen, erklärte der
Bundesrat in der Medienmitteilung. Die Regulierungsbremse, wie sie der Bundesrat im
Sinne der Motion vorschlug, würde zur Annahme gewisser neuer Regulierungen für
Unternehmen ein qualifiziertes Mehr im Parlament voraussetzen. Konkret würde eine
qualifizierte Mehrheit verlangt, wenn mindestens 10'000 Unternehmen von der
Regulierung betroffen wären oder wenn eine Regulierung innerhalb von zehn Jahren zu
Gesamtkosten von mehr als CHF 100 Mio. führen würde. Bereits im
Vernehmlassungsschreiben äusserte der Bundesrat jedoch Vorbehalte, da für die
Einführung der Regulierungsbremse eine Verfassungsänderung sowie Anpassungen im
ParlG erforderlich würden. Die Vernehmlassung dauerte bis Mitte August 2021. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.04.2021
MARCO ACKERMANN

Gegen seinen Willen beschloss der Bundesrat im Dezember 2022 die Botschaft zur
Einführung einer Regulierungsbremse, wie sie in der überwiesenen Motion (Mo.
16.3360) der FDP-Liberale Fraktion gefordert worden war. Neue Regulierungen –
Bundesgesetze und Genehmigungsbeschlüsse zu völkerrechtlichen Verträgen – die
mindestens 10'000 Unternehmen betreffen oder innerhalb von zehn Jahren zu
unternehmerischen Gesamtkosten von über CHF 100 Mio. führen, müssten im
Parlament in den Schlussabstimmungen ein qualifiziertes Mehr erreichen – analog zum
Verfahren bei der Schuldenbremse. Das qualifizierte Mehr soll – ebenfalls analog zur
Schuldenbremse und der Regelung bei dringlichen Bundesgesetzen – im Sinne der
«Mehrheit der Mitglieder der beiden Räte» gestaltet werden. Die Einführung würde
eine Änderung im ParlG und in der Bundesverfassung verlangen, weshalb das Stimmvolk
und die Stände noch das letzte Wort hätten. 
Die Landesregierung selbst plädierte aber dafür, eine solche Regulierungsbremse
abzulehnen, da gewichtige Nachteile und nur ein geringer Nutzen zu erwarten seien.
Der Mechanismus setze den Fokus zu stark auf Regulierungskosten bei Unternehmen
und gewichte deren Interessen und Nutzen gegenüber anderen Anliegen
überproportional. Zudem schaffe er unterschiedliche Abstimmungsverfahren für
ähnliche Anliegen und senke die Wahrscheinlichkeit, mehrheitsfähige Kompromisse zu
schmieden. Während die Regulierungsbremse in der Vernehmlassung bei den
bürgerlichen Parteien (SVP, FDP und Mitte) und bei Wirtschaftsverbänden auf Zuspruch
gestossen war, hatten eine Mehrheit der Kantone, SP, Grüne, GLP und EVP zusammen
mit den Gewerkschaften und Vertretenden der Zivilgesellschaft sie abgelehnt. Die
Weltwoche erkannte in der Regulierungsbremse eine «kleine Revolution», da damit die
Wirtschaft vor «staatlicher Willkür» geschützt werden könne. Die AZ-Medien räumten
der Vorlage indes – zumindest im Parlament – auch gute Chancen ein, sofern die
bürgerlichen Parteien zusammenhielten. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2022
MARCO ACKERMANN

Ende März 2023 sprach sich die SPK-SR mit 6 zu 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen gegen
Eintreten auf das Bundesratsgeschäft zur Einführung einer Regulierungsbremse aus.
Sie erachte eine solche Massnahme, wodurch Gesetze mit unterschiedlichen
Mehrheitserfordernissen erlassen würden, «als demokratie- und staatspolitisch
fragwürdig», wie sie in ihrer Medienmitteilung bekannt gab. Die Regulierungsbremse
würde die Interessen der Unternehmen gegenüber anderen Adressatenkreisen
privilegieren. Zudem sei es schwierig, die Regulierungskosten abzuschätzen und damit
zu entscheiden, ob der Erlass dem qualifizierten Mehr unterstehe oder nicht. Das
Parlament solle stattdessen seine Verantwortung wahrnehmen und neue Regulierungen
sorgfältig auf dessen Auswirkungen für verschiedene Adressatenkreise gemäss der
bestehenden Verfahren prüfen. In einem Mitbericht hatte auch die WAK-SR wenige
Tage zuvor mit 6 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen Nichteintreten beantragt. Beide
Kommissionen waren der Ansicht, dass das vorgeschlagene

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Unternehmensentlastungsgesetz (BRG 22.082) zielführender sei. 3

Mit 24 zu 18 Stimmen bei 1 Enthaltung trat der Ständerat in der Sommersession 2023
nicht auf die Änderung der Bundesverfassung und des ParlG zur Einführung einer
Regulierungsbremse gemäss der Motion 16.3360 ein. Während sich die SPK-SR im
Vorfeld für Nichteintreten ausgesprochen hatte, hatte eine Minderheit Salzmann (svp,
BE) Eintreten beantragt. Kommissionssprecher Hans Stöckli (sp, BE) erläuterte die
vielen problematischen Aspekte der Vorlage aus Sicht der Kommissionsmehrheit.
Erstens sei es aus staatspolitischer Sicht heikel, Unternehmen gegenüber anderen
Akteursgruppen bevorzugt zu behandeln. Zweitens dürften die direkten Auswirkungen
bei Annahme der Vorlage minim sein, da diese Regel gemäss Verwaltung bei höchstens
0.5 Prozent aller Abstimmungen Anwendung finden würde und ihr Nutzen nicht
belegbar sei. Drittens fokussiere die Regel nur auf die Kosten, nicht aber auf den
Nutzen, der eine neue Norm schaffe, was eine zu einseitige Betrachtung darstelle.
Viertens sei es schwierig, Folgekosten von neuen Gesetzen abzuschätzen, was in der
Folge Rechtsunsicherheit bezüglich der Frage schaffe, ob eine bestimmte Abstimmung
dem qualifizierten Mehr zu unterstellen sei oder nicht. Schliesslich solle sich das
Parlament «nicht ohne Not selbst binden». Dem Anliegen der ursprünglichen Motion
der FDP-Fraktion könne im Rahmen des Unternehmensentlastungsgesetzes besser
Rechnung getragen werden, schloss Stöckli. Werner Salzmann erkannte hingegen
Handlungsbedarf und zeigte sich von dem vom Bundesrat präsentierten
Umsetzungsvorschlag überzeugt. Der Wirtschaftsstandort Schweiz könne so gestärkt
werden, da unnötige Regulierungen die Produktivität und die Wettbewerbsfähigkeit
hemmen würden. Auch wenn die Vorlage in der Vernehmlassung auf Widerstand
gestossen sei, könne sie in Zukunft durch die zur Änderung der Verfassung nötige
obligatorische Volksabstimmung legitimiert werden. Auch Hannes Germann (svp, SH)
plädierte im Rat dafür, auf die Vorlage einzutreten, damit sich die Kommission erneut
mit dem Anliegen auseinandersetzen könne. Diese könne die
Regulierungskostenbremse gegebenenfalls auch auf Individuen ausweiten und damit
die Chance eröffnen, «aus dem noch nicht Perfekten etwas Perfektes zu machen». Eine
Mehrheit des Rates folgte schliesslich der bundesrätlichen Ansicht, wonach der
vorliegende Entwurf nicht «le moyen approprié pour atteindre l'objectif visé» (Guy
Parmelin) sei. Die befürwortenden Stimmen stammten von Ständerätinnen und
Ständeräte der SVP- und der FDP-Fraktionen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.2023
MARCO ACKERMANN

Suivant le Conseil des États, le Conseil national a refusé d'entrer en matière sur
l'introduction d'un mécanisme de frein à la réglementation conçu pour alléger la
charge administrative des entreprises lors de la session d'automne.
Le projet, élaboré à contre-coeur par le Conseil fédéral sur mandat du Parlement,
propose de modifier l'article 159 de la Constitution fédérale, en y intégrant un
mécanisme similaire à celui du frein aux dépenses, exigeant que les actes législatifs
entraînant des charges importantes pour les entreprises soient adoptés à la majorité
qualifiée (soit 101 voix au Conseil national et 24 voix au Conseil des États), plutôt qu'à la
majorité simple. Le projet fixe également des seuils pour l'utilisation de ce nouvel
instrument : une augmentation des coûts de réglementation pour au moins 10'000
entreprises ou de plus de 100 millions de francs pour l'ensemble des entreprises sur
une période de 10 ans. Les détails de ce frein à la réglementation doivent être précisés
dans la loi sur le Parlement (LParl).
D'abord, la Commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN) a
rejeté, à l'instar du Conseil des États, l'introduction de ce « frein à la réglementation ».
La commission a en effet estimé qu'il n'est pas approprié que les actes du Parlement
soient soumis à des exigences de majorité différentes en fonction de leur contenu. Par
un vote de 14 voix contre 8, la CIP-CN a donc proposé de ne pas entrer en matière sur
le projet. Puis, le ministre de l'économie, Guy Parmelin, a rappelé que le Conseil fédéral
a rempli son mandat en élaborant ce projet, mais estime que ce n'est pas le bon moyen
pour atteindre l'objectif de soulager les entreprises. En effet, il a souligné que 99,5%
des projets adoptés par le Parlement auraient été adoptés même avec une majorité
qualifiée, remettant ainsi en question l'impact réel de cette mesure sur les entreprises.
Le vaudois a donc recommandé, au nom de Conseil fédéral, de ne pas entrer en
matière sur ce projet en faveur d'une approche plus ciblée qui sera discutée avec le
projet de loi fédérale sur l'allègement des coûts de la réglementation pour les
entreprises (UEG).
Lors du débat, Marco Romano (centre, TI), pour la commission, a exprimé son
désaccord en soulignant que soumettre les actes du Parlement à des exigences de

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2023
LLOYD FLETCHER
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majorité différentes en fonction de leur contenu était inacceptable du point de vue de
la démocratie et sur le plan institutionnel. Il a argumenté que l'instauration d'un tel
frein à la réglementation pourrait aggraver les blocages politiques. Natalie Imboden
(vert-e-s, BE) a ajouté que le projet favoriserait les intérêts des entreprises au
détriment d'autres intérêts sociétaux tout aussi légitimes, créant ainsi un système à
deux vitesses. Marianne Binder (centre, AG) a rappelé l'existence d'un autre projet
visant à limiter la réglementation des PME, qui englobait déjà les aspects du projet
actuel. À l'inverse, Damien Cottier (plr, NE) a souligné le fardeau qui pèse actuellement
sur les entreprises, argumentant que le projet allait dans la bonne direction. Piero
Marchesi (udc, TI) a abondé dans le même sens, estimant que le frein à la
réglementation permettrait aux PME de devenir plus compétitives en favorisant leur
création. L'élu tessinois a également souligné que sans ce mécanisme, les PME
perdraient en compétitivité.
Lors du vote final, la chambre basse a refusé d'entrer en matière sur le projet par 96
voix (l'ensemble du PS, des Vert-e-s, des Vert'libéraux et 15 élu.e.s du Centre) contre 89
(l'ensemble de l'UDC, du PLR et 11 élu.e.s du Centre) et 1 abstention (Kurt Fluri, (plr,
SO). 5

1) Medienmitteilung BR vom 28.4.21
2) BBl 2023 168; 24H, AZ, 10.12.22; LT, 12.12.22; WW, 15.12.22
3) Medienmitteilung SPK-SR vom 31.3.23; Medienmitteilung WAK-SR vom 28.3.23
4) AB SR, 2023, S. 504 ff.
5) BO CN, 2023, pp.1554 s.; Communiqué de presse CIP-N du 18.8.23
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